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Überblick über Einheit 2 

•  Tatbestand einer Kollisionsnorm 
o  Anknüpfungsgegenstand 
o  Qualifikation 
o  Anknüpfungsmoment 

•  Rechtsfolge einer Kollisionsnorm 
o  Folgen der Anknüpfung 
o  Sachnormverweisung und Gesamtverweisung 

•  Rechtsanwendungskorrektur durch den ordre public 
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Kollisionsnormen der lex fori 

•  Begriffsklärung: 
o  Lex fori = Recht des angerufenen Gerichts 
o  Lex causae = Anwendbares Sachrecht 
o  Lex rei sitae = Sachrecht am Belegenheitsort 

•  Jedes angerufene Gericht wendet zunächst sein eigenes 
Kollisionsrecht (lex fori) an 
o  D.h. keine „vorkollisionsrechtliche“ Prüfung, wessen IPR anwendbar ist 
o  Ob zusätzlich ein anderes Kollisionsrecht zu prüfen ist, ist eine Frage 

der Rechtsfolge der eigenen Kollisionsnorm 
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Anknüpfungsgegenstand 

•  Der Anknüpfungsgegenstand ist der Lebensbereich, aus dem die zu 
entscheidende Rechtsfrage stammt 

•  Siehe die Überschriften der Art. 7 ff. bzw. der Kollisionsnormen der 
europäischen Verordnungen 

•  Für ein- und dieselbe Rechtsfrage können mehrere Anknüpfungs-
gegenstände in Betracht kommen 

Beispiele: Wenn es um die Elternschaft für ein Kind geht, kommt als Anknüpfungs-
gegenstand die Abstammung (Art. 19 EGBGB) in Betracht. Geht es um eine 
Zugewinnausgleichspauschale im Todesfall, kommen als Anknüpfungsgegenstände 
der Güterstand oder die Rechtsnachfolge von Todes wegen in Betracht. 
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Qualifikation 

•  Die Qualifikation ist die Subsumtion unter den Anknüpfungsgegenstand = 
die Entscheidung für eine bestimmte Kollisionsnorm 

•  Tatbestandsmerkmale der Kollisionsnorm sind dabei im Zweifel autonom, 
d.h. nach dem normeigenen Begriffsverständnis auszulegen 

•  Entsprechend der Mehrzahl möglicher Anknüpfungsgegenstände sind u.U. 
auch unterschiedliche Qualifikationen möglich 

Beispiele: Ein gemeinschaftliches Testament deutschen Rechts wird wegen seiner 
Bindungswirkung im Kontext der EuErbVO erbvertraglich qualifiziert (Art. 25 
EuErbVO). Die Morgengabe islamischen Rechts kann güterrechtlich, unterhalts-
rechtlich oder als allgemeine Ehewirkung qualifiziert werden. 
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Anknüpfungsmoment 

•  Das Anknüpfungsmoment = Anknüpfungsmerkmal = Anknüpfungspunkt 
beschreibt den Kern der kollisionsrechtlichen Rechtsfolge, d.h. das 
Kriterium für das anwendbare Sachrecht 

•  Typische Anknüpfungsmomente: Staatsangehörigkeit, gewöhnlicher 
Aufenthalt, Arbeitsplatz, Unternehmenssitz, Belegenheit eines 
Gegenstands, Ort eines Unfalls, Wille der Parteien 

Beispiele: Gemäß Art. 22 EGBGB richtet sich die Annahme als Kind nach dem Recht 
der Staatsangehörigkeit des Annehmenden. Gemäß Art. 22 ff. EuPartVO können 
Partner einer eingetragenen Partnerschaft das für deren güterrechtliche Wirkungen 
geltende Sachrecht durch übereinstimmende Willenserklärungen wählen. 
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Staatsangehörigkeit 

•  Die Staatsangehörigkeit war im 20. Jahrhundert eines der meistgenutzten 
Anknüpfungsmomente 
o  Telos: Bewahrung kultureller Identität, insbesondere im Familien- und Erbrecht 

•  In Zeiten erhöhter internationaler Mobilität ist die Staatsangehörigkeit als 
Anknüpfungsmoment auf dem Rückzug 

•  Bei doppelter Staatsangehörigkeit 
o  ist entweder die engste Verbindung zu ermitteln (so etwa nach Art. 5 Abs. 1 S. 1 

EGBGB) 
o  oder kommen beide Staatsangehörigkeiten als (indirektes) 

Anknüpfungsmerkmal in Betracht (vgl. Art. 22 Abs. 1 EuErbVO) 
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Gewöhnlicher Aufenthalt 

•  Eine Legaldefinition des gewöhnlichen Aufenthalts gibt es nur für 
Unternehmen und Berufstätige, siehe etwa Art. 19 Rom-I-VO 

•  Allgemeine Definition: 
o  Der gewöhnliche Aufenthalt einer natürlichen Person ist ihr mittelfristiger 

örtlicher Lebensmittelpunkt (vgl. § 9 AO) 
o  Indizien: Tatsächliche Anwesenheit, Bleibewille, Post- oder Meldeadresse, 

soziale Integration, Verwandtschaft, Sprache, etc. 

•  Probleme ergeben sich 
o  bei international Nichtsesshaften (Digitalnomaden) 
o  wenn gewöhnlicher Aufenthalt und engste Verbindung auseinanderfallen 



„In Thailand geht noch mal die Sonne auf“ 
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Alternative und kumulative Anknüpfung 

•  Alternative Anknüpfung (Günstigkeitsprinzip) 
o  Gleichrangiges Nebeneinander mehrerer Anknüpfungsmomente 
o  Wirksamkeit nach einer Rechtsordnung genügt 

•  Favor legitimationis (bei der Abstammung nach Art. 19 Abs. 1 EGBGB) 
•  Favor negotii (beim Formstatut nach Art. 11 Abs. 1 und 2 EGBGB) 
•  Favor testamenti (Art. 27 EuErbVO bzw. Art. 1 TestFormÜbk) 

•  Kumulative Anknüpfung 
o  Addition mehrerer Anknüpfungsmomente 
o  Wirksamkeit nach allen Rechtsordnungen erforderlich 
o  Beispiel: Eheschließung nach Art. 13 Abs. 1 EGBGB 
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Wandelbare und unwandelbare Anknüpfung 

•  Wandelbare Anknüpfung: Die Anknüpfung verändert sich mit dem 
Anknüpfungsmoment 

•  Unwandelbare Anknüpfung: Die Anknüpfung bleibt bestehen, wenn sich 
das Anknüpfungsmoment verändert 

Beispiel: Nach Art. 14 EGBGB kann sich das auf die Ehewirkungen anwendbare Recht 
ändern, wenn die Ehegatten die Staatsangehörigkeit oder den gewöhnlichen 
Aufenthalt wechseln (wandelbare Anknüpfung). Nach Art. 24 Abs. 1 EuErbVO 
beurteilt sich die Errichtung eines Testaments nach dem Recht des seinerzeit 
gewöhnlichen Aufenthalts, auch wenn die Erblasserin danach ins Ausland zieht 
(unwandelbare Anknüpfung). 
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Kegel’sche Leiter 

•  Die Kegel’sche Leiter = Anknüpfungskaskade = Subsidiäre Anknüpfung 
geht auf Gerhard Kegel (1912-2006) zurück 

•  Die Leiter entsteht durch eine stufenweise Hintereinanderschaltung von 
Anknüpfungsmomenten, deren spätere nur zum Zuge kommen, wenn die 
früheren ausfallen 

Beispiel: Nach Art. 19 Abs. 1 EGBGB unterliegen die allgemeinen Wirkungen der Ehe 
(z.B. eheliche Lebensgemeinschaft, Schlüsselgewalt, Eigentumsvermutung) 
vorrangig dem letzten gemeinsamen Heimatrecht, nachrangig dem Recht am Ort 
des letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts, weiter nachrangig dem Recht 
des Staates der anderweitig engsten gemeinsamen Verbindung. 
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Anknüpfung und ihre Folgen 

•  Die Anknüpfung ist die Zuordnung des Anknüpfungsgegenstands zum 
Anknüpfungsmoment = der Wegweiser zum anwendbaren Recht 

•  Bei Sachnormverweisungen zeigt der Wegweiser direkt in das Sachrecht = 
materielle Recht der Zielrechtsordnung, vgl. Art. 3a EGBGB 

•  Bei Gesamtverweisungen zeigt der Wegweiser zunächst in das (fremde) 
Kollisionsrecht und führt darüber womöglich zu einer Rück- oder 
Weiterverweisung, vgl. Art. 4 EGBGB 

Beispiel: Nach Art. 34 Abs. 1 EuErbVO sind die Verweisungen der EuErbVO in das 
Recht von Drittstaaten in bestimmten Fällen als Gesamtverweisung zu verstehen; 
außerhalb dessen handelt es sich um Sachnormverweisungen. 
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Rück- und Weiterverweisung 

Das über eine Gesamtverweisung anzuwendende Kollisionsrecht kann 
•  die Verweisung annehmen à das dortige Sachrecht kommt zur 

Anwendung 
•  an eine dritte Rechtsordnung weiterverweisen  

o  als Sachnormverweisung à dann kommt das Sachrecht dieser dritten 
Rechtsordnung zur Anwendung 

o  als Gesamtverweisung à dann kann das Kollisionsrecht des dritten Staats 
diese Zweitverweisung annehmen, weiterverweisen oder zurückverweisen 

•  auf die lex fori zurückverweisen (sog. renvoi) 
à Wie geht das ursprünglich wegverweisende eigene Kollisionsrecht mit 
einer zurückkehrenden Verweisung um? 
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Verweiskreisel 

1. Schritt: Das Kollisionsrecht der lex fori verweist per 
Gesamtverweisung in das Recht eines Zweitlands 

2. Schritt:  
Das Kollisionsrecht 
des Zweitlands 
verweist auf das 
Kollisionsrecht 
eines Drittlands 

3. Schritt:  
Das Kollisionsrecht 
des Drittlands 
verweist wieder auf 
das Kollisionsrecht 
der lex fori 

STOP! 

STOP! 

STOP! 
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Positiver ordre public 

•  Der ordre public ist die Notbremse für die Korrektur unerwünschter 
Rechtsanwendungsergebnisse 

•  Der positive ordre public umfasst sachrechtliche Normen der lex fori, die  
o  dem Gemeinwohl dienen und 
o  unabhängig vom anzuwendenden Sachrecht Geltung beanspruchen 
(sog. Eingriffsnormen, vgl. Art. 9 Rom-I-VO) 

Beispiele: Embargobestimmungen, Vorschriften des Kartell- und Wettbewerbsrechts 
und des Kapitalmarktverkehrsschutzes 
Gegenbeispiel: Individualverbraucherschutz, Treu und Glauben 
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Negativer ordre public 

•  Der negative ordre public beinhaltet sachrechtliche Prinzipien und 
Ordnungsinteressen der lex fori, die bestimmte im ausländischen Recht 
vorgesehene Rechtsfolgen nicht passieren lassen, vgl. Art. 6 EGBGB 

•  Gegenstand der ordre-public-Kontrolle sind nicht Normen, sondern 
Rechtsanwendungsergebnisse aus fremden Sachrechten 

•  Folge eines ordre-public-Verstoßes ist entweder eine Anspruchskorrektur 
oder eine Anwendung des eigenen Sachrechts 

Beispiele: Selbstverpflichtung Geschäftsunfähiger, Ersitzung durch Diebe, Verzicht 
auf Kindesunterhalt, Verweigerung der Ehescheidung, anlassloser Pflichtteilsentzug 



Bis nächste Woche! 
 

Mittwoch, 1. März 2017 
10.15 Uhr, W 117 

 
 

Feedback: martin.fries [at] jura.uni-muenchen.de 


